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Gesundheitspolitische Herausforderungen für Hessen

Landtagswahl am 8. Oktober: Sieben Wahlprüfsteine, sechs Fraktionen antworten

Am 8. Oktober 2023 wird der Hessi-

sche Landtag neu gewählt. Ein wichti-

ger Themenbereich ist die Gesund-

heitspolitik. Die Redaktion hat bei den 

aktuell als Fraktion vertretenen sechs 

Parteien (Reihenfolge nach Zahl der 

Sitze) nachgefragt, was deren ge-

sundheitspolitische Sprecher für die 

Zukunft zu einzelnen Themen ankün-

digen. 

1. Die Krankenhauslandschaft muss re-

formiert werden. Doch gehen die Pla-

nungen des Bundesgesundheitsminis-

ters, der bis zum Sommer die Eckpunk-

te seines Gesetzentwurfs zur Kranken-

hausreform vorlegen will, in die richti-

ge Richtung? Welche Lösungen sieht

Ihre Partei für die Herausforderungen,

mit denen Krankenhäuser in Hessen

konfrontiert sind?

 Dr. med. Ralf-Norbert Bartelt, CDU: Die 

ersten Vorschläge des Bundes hätten die 

meisten Krankenhäuser finanziell schlech-

ter gestellt. Die Abhängigkeit des Zah-

lungsflusses von den Versorgungsstufe-Le-

vel war falsch. Nach massiver Intervention 

der Länder konnten Kompromisse erzielt 

werden. Die Vorhaltepauschale richtet sich 

nun nach den ca. 70 Leistungsgruppen. 

Das ist ein richtiger Weg. Die Vorhaltepau-

schale vermindert den Druck auf maximale 

Leistungsdichte und permanente Vollaus-

lastung. Diese Änderung der Finanzierung 

der Kosten der Patientenversorgung ist 

aber nicht kostenneutral. Hier fehlen noch 

die Vorschläge des Bundes.

Kathrin Anders, Bündnis 90/Die Grünen:

Eine gute medizinische und pflegerische 

Versorgung ist für uns wichtige Daseins-

vorsorge. Unser Ziel ist eine wohnortna-

he, flächendeckende und qualitativ hoch-

wertige ambulante und stationäre medizi-

nische Versorgung. Die intersektorale Zu-

sammenarbeit wollen wir stärken.

Gemeinsam mit den Kommunen ist es un-

ser Ziel, eine leistungsfähige und erreich-

bare Versorgung für alle zu sichern. Den 

Landeskrankenhausplan werden wir auch 

mit Blick auf die integrierte Bedarfspla-

nung überarbeiten sowie die Investitions-

mittel erhöhen. Die Krankenhausreform 

ist maßgebend und umzusetzen. Um das 

Gesundheitswesen besser zu vernetzen 

und transparenter für Patient*innen zu 

machen, sind außerdem Investitionen in 

digitale Infrastruktur notwendig.

Dr. Daniela Sommer, SPD: Wir brauchen in 

Hessen endlich eine steuernde Kranken-

hausplanung, die gibt es nicht. Daher ist 

eine Krankenhausreform wichtig und not-

wendig, die eine gute Gesundheitsversor-

gung für alle Hessinnen und Hessen si-

cherstellt. Darüber hinaus vernachlässigt 

die Landesregierung seit über 20 Jahren ih-

re gesetzliche Aufgabe zur Finanzierung 

der Investitionen in die Krankenhäuser, der 

sie im Rahmen des Sicherstellungsauftra-

ges nachkommen müsste. Dies führt dazu, 

dass Krankenhäuser ihre Investitionskos-

ten zum Teil durch Erlöse aus dem DRG-

System (Fallpauschalen) decken müssen. 

Resultat sind verschuldete Kliniken, feh-

lendes Personal und ein Anstieg an unnöti-

gen Operationen. Damit leidet nicht nur 

die Qualität der Krankenhäuser, sondern 

auch die Gesundheit der Patienten wird 

zunehmend gefährdet. Indem Kranken-

häuser Personal einsparen, zahlen auch 

Ärzte und Pflegekräfte einen hohen Preis. 

Hoher Arbeitsdruck und fehlende Erho-

lung sind die Konsequenzen hieraus und 

damit nachvollziehbare Gründe, warum 

CDU: Dr. med. Ralf-Norbert Bartelt ist 

seit 2008 Mitglied des Hessischen Land-

tages und dort seit 2009 auch gesund-

heitspolitischer Sprecher der CDU. Seit 

2012 ist Bartelt stellvertretender Vor-

sitzender der CDU-Fraktion im Hessi-

schen Landtag. Er absolvierte sein Me-

dizinstudium in Frankfurt. 1986 legte er 

die Prüfung zum Hautarzt ab. Von 1986 

bis 2008 wirkte er in der eigenen Haut-

arztpraxis in Frankfurt-Höchst. Seit 

2008 nimmt Bartelt regelmäßige Ver-

tretungen in Hautarztpraxen wahr.F
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Inzwischen sind es fünf fraktionslose Abgeordnete und die AfD hat nur noch 14 Abgeordnete.
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Menschen den Beruf verlassen oder gar 

nicht erst anstreben. Es braucht gute Ar-

beitsbedingungen, um Personal gewinnen 

und halten zu können und eine auskömmli-

che Investitionsfinanzierung, um Kranken-

häuser und damit die Gesundheitsversor-

gung zu stärken und zu sichern.

Volker Richter, AfD: Der Erhalt kommuna-

ler Krankenhäuser als Standortfaktor ist 

wichtiger Bestandteil der Kommunal- und 

Landespolitik. Wir setzen uns für den 

weitgehenden Erhalt und gegen eine Pri-

vatisierung der kommunalen Krankenhäu-

ser sowie für eine bedarfsgerechte Finan-

zierung ein. Die Sicherstellung der Vorhal-

tung von Gesundheitseinrichtungen ist 

zentrale Aufgabe des Staates. Die AfD 

Hessen setzt sich dafür ein, dass die Lan-

desregierung ihrer Verpflichtung zur fort-

laufenden Finanzierung von Investitionen 

in die hessischen Plankrankenhäuser in 

voller Höhe nachkommt und darüber hi-

naus der aufgelaufene Investitionsstau ab-

gebaut wird. Personalschlüssel und ver-

pflichtende Personaluntergrenzen sind in 

der Finanzierung zu berücksichtigen. 

Energie und Sanierungskosten sind geson-

dert zu vergüten. Kinderkliniken sollen ein 

eigenständiges Investitionsbudget in der 

Krankenhausfinanzierung erhalten, mit ei-

nem 1,2-fachem Faktor der Regelbudgets 

für Krankenhäuser. Den Krankenhausent-

lastungstarifvertrag für Universitätsklini-

ken begrüßen wir ausdrücklich und for-

dern einen an diesen angelehnten Tarif-

vertrag für alle Krankenhäuser in kommu-

naler Trägerschaft 

Yanki Pürsün (FDP): Wir Freien Demokra-

ten sind der Ansicht, dass eine Reform der 

Krankenhauslandschaft dringend erfor-

derlich ist. Allerdings müssen die Reform-

pläne des Bundesgesundheitsministers 

sorgfältig geprüft werden, um sicherzu-

stellen, dass sie den tatsächlichen Bedürf-

nissen und Herausforderungen der Kran-

kenhäuser in Hessen gerecht werden. Un-

sere Partei setzt sich für eine bedarfsori-

entierte Krankenhausplanung ein, die auf 

einer fundierten regionalen Bedarfsanaly-

se basiert. Zudem befürworten wir die 

Stärkung der sektorenübergreifenden 

Versorgung sowie eine verbesserte Zu-

sammenarbeit zwischen Krankenhäusern 

und niedergelassenen Ärzten, um eine ef-

fiziente und patientenorientierte Versor-

gung sicherzustellen.

Petra Heimer, Die Linke: Schon im Som-

mer 2020 hat Die Linke im Hessischen 

Landtag einen „Gesundheitsplan für Hes-

sen“ vorgelegt und eine grundsätzliche 

Reform der Versorgungssituation vorge-

schlagen. Die bisher vorliegenden Kon-

zepte bleiben auf halber Strecke stehen: 

Nur, wenn wir die Ökonomisierung des 

Gesundheitswesens wirklich zurückdre-

hen, können wieder Gesundheit und Ge-

meinwohl in den Fokus rücken. Das würde 

u. a. ein Ende der Fallpauschalen und die

Wiedereinführung des Gewinnerzielungs-

verbots erfordern. Das wäre auch ent-

scheidend, um die Sektorengrenzen zu 

überwinden und die tatsächliche Versor-

gungslage der Bevölkerung in den Mittel-

punkt zu stellen. Vor allem muss aber das 

Land endlich die tatsächlichen Investiti-

onsbedarfe der hessischen Kliniken finan-

zieren, hier klafft weiterhin ein Loch in 

dreistelliger Millionenhöhe. Dies ist neben 

der Krankenhausplanung die erste Landes-

verpflichtung. Wir unterstützen die Forde-

rung, dass die Investitionsmittel zukünftig 

an den Baupreisindex gekoppelt werden.

2. Unter dem Motto „Wir sehen schwarz

für die Zukunft Ihrer Versorgung“ ha-

ben Haus- und Fachärzte in Hessen in

den vergangenen Monaten mehrfach

gegen die Sparpolitik im Gesundheits-

wesen protestiert. Fachkräftemangel,

Budgetierung und die gestiegene Kos-

ten stellen Arztpraxen vor massive Pro-

bleme. Wie kann der ambulante Versor-

gungsbereich wieder gestärkt werden?

Dr. Ralf-Norbert Bartelt, CDU: An erster 

Stelle muss ein eindeutiges Bekenntnis zur 

freiberuflichen Haus- und Facharztpraxis 

erfolgen. MVZ sind dort zu befürworten, 

wo Kassenarztsitze nicht ausreichend be-

setzt sind. Sie sollten dann in erster Linie 

in kommunaler Trägerschaft sein. MVZ in 

Trägerschaft von Kapitalgesellschaften 

widersprechen dem Ideal der Freiberuf-

lichkeit. Die Gebührenordnung EBM für 

gesetzlich Versicherte muss angepasst 

werden. Insbesondere sind die Regelleis-

tungsvolumina bei weitem nicht kosten-

deckend. Die Notfallversorgung muss in 

Kooperation mit den Kliniken neugeregelt 

werden, damit auf dem Land die Praxen 

entlastet werden. Es müssen auch für Pra-

xisteams Maßnahmen zur Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie erfolgen.

Kathrin Anders, Die Grünen: Es braucht 

eine bessere Kooperation von ambulanten 

und stationären Einrichtungen und wir 

brauchen attraktive Arbeitsplätze für jun-

ge Ärzt*innen. Interdisziplinäre, kommu-

nale Versorgungszentren sichern die Er-

reichbarkeit für Patient*innen. Diese An-

gebote wollen wir mit Investitionsmitteln 

unterstützen. 

Wir wollen die Fachkräfteoffensive zur 

Personalgewinnung ausbauen. Dazu ge-

hören vereinfachte Zugänge zu den Beru-

fen, Programme zu Quereinstieg und Qua-

lifizierung sowie eine schnelle Anerken-

nung von ausländischen Bildungs- und Be-

rufsabschlüssen. Das deutschlandweit ein-

zigarte Pflegequalifizierungszentrum wird 

gezielt gefördert, um ausländische Fach-

kräfte schnell in der Praxis zu integrieren. 

Das Land hat das Schulgeld in der Ausbil-

Die Grünen: Kathrin Anders ist Jahr-

gang 1982. Nach einer Ausbildung zur 

Erzieherin (2004) machte sie ihr Diplom 

als Sozialpädagogin (FH/ 2010). Anders 

ist seit 2009 Mitglied der Partei Bündnis 

90/Die Grünen und seit 2011 Stadtver-

ordnete in Bad Vilbel. Seit 2019 ist sie 

Mitglied des Hessischen Landtags und 

Mitglied des Gesundheitsausschusses. 

Seit 2021 ist Anders gesundheitspoliti-

sche Sprecherin sowie Sprecherin für 

frühkindliche Bildung und Grundschu-

len.F
o

t
o

: 
B

ü
n

d
n

is
 9

0
/

D
ie

 G
r
ü

n
e

n

Forum



490 | Hessisches Ärzteblatt 9/2023

dung vieler Gesundheitsfachberufe über-

nommen. 

Die Förderung von Gemeindepflegenden 

zur Unterstützung des pflegerischen und 

medizinischen Bedarfs in Hessen muss 

ausgebaut werden. Sie stellen einen Lü-

ckenschluss und eine Entlastung beste-

hender Strukturen dar. 

Dr. Daniela Sommer, SPD: Die Sicherstel-

lung der wohnortnahen ambulanten me-

dizinischen Versorgung ist eines unserer 

wichtigsten Ziele in der Gesundheitspoli-

tik. Die wohnortnahe Versorgung durch 

Hausärzte/-innen sowie Fachärzte/-in-

nen ist wesentlich für die Grundversor-

gung der Bevölkerung und muss erhalten 

und gestärkt werden. Daneben braucht es 

regionaldifferenzierte Ansätze und Orga-

nisationsformen wie multiprofessionelle, 

medizinische Versorgungs-, Gesundheits- 

und Notfallzentren oder Ärztegenossen-

schaften besonders in ambulanter Form, 

die den modernen Fortschritt der Medizin 

nutzen und die Sektorengrenzen überwin-

den können.

Volker Richter, AfD: Die ambulanten 

Arztpraxen stehen vor demografischen 

und strukturellen Herausforderungen 

(Digitalisierung, Personalmangel, Budge-

tierung, Neubesetzung von Arztpraxen). 

Die AfD Hessen hält die ambulante Be-

handlung durch Praxen und individuellem 

Arzt-Patient-Kontakt für die bestmögli-

che Versorgung der Patienten vor Ort. 

Die ambulante Behandlung ist der 

Schutzwall vor den Krankenhäusern. Pro-

blematisch ist die Transformationspolitik, 

die auf allen Ebenen für eine Erhöhung 

der Kosten (Inflation) sorgt und damit 

augenblicklich beendet werden muss, da 

die daraus resultierenden finanziellen Lü-

cken weder vom Verbraucher noch von 

Krankenkassen, Krankenhäusern oder 

Ärzten abgedeckt werden können. Sämt-

liche vorgeschlagenen Problemlösungen 

führen nur zu einer Verminderung von 

Wirkungen, beseitigen aber nicht die Ur-

sache. Die Budgetierung ist somit an die 

Gegebenheiten anzupassen. 

Yanki Pürsün, FDP: Wir Freien Demokra-

ten kennen die Herausforderungen, mit 

denen der ambulante Versorgungsbereich 

konfrontiert ist. Um diesen Bereich zu 

stärken, setzen wir uns für eine Entbüro-

kratisierung und Flexibilisierung ein. Wir 

möchten den Ärzten mehr Gestaltungs-

spielraum geben und bürokratische Hür-

den reduzieren, damit sie sich auf ihre ei-

gentliche ärztliche Tätigkeit konzentrie-

ren können. Zudem setzen wir uns für ei-

ne bedarfsgerechte Honorierung der ärzt-

lichen Leistungen ein, um Anreize für eine 

Tätigkeit in unterversorgten Regionen zu 

schaffen. Des Weiteren unterstützen wir 

die Förderung von innovativen Versor-

gungsmodellen wie Telemedizin, um die 

Effizienz und Erreichbarkeit im ambulan-

ten Bereich zu verbessern.

Petra Heimer, Die Linke: Ärztinnen und 

Ärzte müssen sich wieder mehr auf die 

Medizin und weniger um die Bürokratie 

kümmern müssen. Viele Auflagen u. a. der 

Budgetierung gängeln mehr, als dass sie 

zu tatsächlichen Versorgungsverbesse-

rungen führen. Hier sind insbesondere im 

Bund die entsprechenden Weichen zu 

stellen. Das Land muss insbesondere die 

Umfeldbedingungen verbessern, den Öf-

fentlichen Gesundheitsdienst stärken und 

gemeindepsychiatrische und -medizini-

sche Ansätze fördern.

3. Alternde Bevölkerung, sinkende Arzt-

zahlen: Was schlagen Sie vor, um den

Ärztemangel zu beheben und damit

auch in Zukunft die Versorgung der Be-

völkerung zu sichern?

Dr. Ralf-Norbert Bartelt, CDU: Natürlich 

müssen mehr Studienplätze geschaffen 

werden. Das ist im Hochschulpakt zu ver-

einbaren. Das alleine ist aber nicht ausrei-

chend. Wir benötigen Anreize und auch 

Lenkungen, um Niederlassungen im länd-

lichen Raum und in manchen Stadtteilen 

der Großstädte zu fördern.

Kathrin Anders, Die Grünen: Wir wollen die 

hausärztliche Versorgung sichern und stär-

ken sowie in unterversorgten Gebieten die 

Nachbesetzung attraktiver gestalten. 

Der große Mangel an Haus- und Fach-

ärzt*innen stellt eine große Herausforde-

rung dar. Wir haben es in dieser Legisla-

turperiode geschafft, die Medizinstudien-

plätze auszubauen. In Hessen wurden im 

Wintersemester 2019/2020 knapp 

10.300 Studierende im Bereich der Hu-

man- und Zahnmedizin ausgebildet. Dies 

entspricht einem bundesweiten Anteil von 

knapp 9 %. Hessen bildet somit bereits 

über 1.500 Studierende der Human- und 

Zahnmedizin mehr als die im Bundesan-

zeiger publizierte Quote aus. Zudem hat 

das Land in den vergangenen Jahren 185 

Teilstudienplätze in Marburg in Vollstudi-

enplätzen im Fach Humanmedizin umge-

wandelt. Mit der Einführung der Landarzt-

quote sowie dem dazugehörigen Stipendi-

um und spezifischen Curricula sorgen wir 

zudem perspektivisch für eine bessere 

Versorgung ländlicher und unterversorg-

ter Gebiete.

Dr. Daniela Sommer, SPD: Wir brauchen 

ein stringentes Maßnahmenpaket gegen 

den Arztmangel. 2030 werden in Hessen 

4.200 Ärzte fehlen – schlechte Vorzei-

chen für die ärztliche Versorgung! Es ist 

vollkommen unverständlich, warum die 

schwarzgrüne Landesregierung alle 

Warnzeichen seit Jahren ignoriert.

SPD: Dr. Daniela Sommer, 1978 gebo-

ren, nach dem Abitur hat sie in Marburg 

Diplom-Pädagogik studiert, bevor sie 

unter anderem beim DRK, beim Caritas-

verband und der Universität Kassel be-

schäftigt war. Dort promovierte Daniela 

Sommer in Wirtschafts- und Sozialwis-

senschaften. Seit 2014 ist sie Abgeord-

nete und als gesundheitspolitische Spre-

cherin, als Sprecherin für Wissenschaft 

und Kunst sowie als Parlamentarische 

Geschäftsführerin der SPD-Landtags-

fraktion tätig. F
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Jeder siebte Hausarzt ist heute älter als 

65. Viele Hausärzte, die in den Ruhestand

gehen, finden keine Nachfolge. Ärztinnen 

und Ärzte arbeiten schon längst am Limit 

mit dem Wissen, der Druck wird steigen, 

wenn die nächste Hausarztpraxis 

schließt. Patientinnen und Patienten be-

fürchten, keinen Hausarzt mehr zu fin-

den. Ein Baustein, um die hausärztliche 

Versorgung zu sichern, ist die Landarzt-

quote. Sie eröffnet jungen Menschen, die 

sich dazu bereit erklären, im ländlichen 

Raum zu praktizieren, bessere Chancen 

auf einen Studienplatz und trägt dazu bei, 

dass die Praxen in den ländlichen Regio-

nen nicht veröden. 

Es braucht darüber hinaus aber auch 

mehr Medizinstudienplätze, eine gute In-

frastruktur und eine gute Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie, um eine Nachfolge 

zu gewinnen. Zudem haben wir einen Ak-

tionsplan „Kinderärzte“ für Hessen gefor-

dert. Es können immer weniger kranke 

Kinder betreut werden, weil Personal 

fehlt. Die Arbeitsbedingungen in Kinder-

kliniken und für Kinderärzte müssen ver-

bessert werden. Auch die Kindermedizin 

darf nicht in erster Linie profitabel sein – 

sie muss helfen!

Volker Richter, AfD: Die AfD Hessen for-

dert die Schaffung ausreichender Studien- 

und Anschlussstudienplätze. 

Yanki Pürsün, FDP: Die Sicherstellung ei-

ner qualitativ hochwertigen ärztlichen 

Versorgung ist von großer Bedeutung. Die 

Freien Demokraten setzen sich dafür ein, 

den Zugang zum Medizinstudium zu er-

leichtern und die Kapazitäten für die Aus-

bildung von Ärzten zu erhöhen. Zudem 

befürworten wir die Schaffung attraktiver 

Rahmenbedingungen, um junge Ärzte für 

eine Tätigkeit in unterversorgten Regio-

nen zu gewinnen und zu halten. Dies bein-

haltet eine angemessene Vergütung, gute 

Arbeitsbedingungen sowie eine bessere 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Da-

rüber hinaus setzen wir uns für die Förde-

rung von interdisziplinärer Zusammenar-

beit und die Nutzung innovativer Techno-

logien ein, um die Effizienz und Qualität 

der Versorgung zu steigern.

Petra Heimer, Die Linke: Hessen muss 

mehr Medizinstudienplätze bereitstellen, 

da nachweislich die anstehenden altersbe-

dingten Berufsaustritte aktuell nicht ab-

gefangen werden können. Zudem müssen 

wir – insbesondere, aber nicht nur im 

ländlichen Raum – die Arbeitsbedingun-

gen so gestalten, dass junge Ärztinnen 

und Ärzte sich angesprochen fühlen. In 

kommunalen oder genossenschaftlichen 

Gesundheitszentren können feste Ar-

beitszeiten, das Arbeiten im Team und 

Anstellung statt Niederlassung die Attrak-

tivität erhöhen. Bürokratie kann zentrali-

siert und praxenübergreifend organisiert 

werden. Ein garantierter Kitaplatz in der 

Gemeinde und bezahlbarer Wohnraum 

können weitere Anreize bieten, bei denen 

das Land Hessen die Kommunen unter-

stützen muss.

4. Wie lässt sich eine bessere ambulante

und stationäre Versorgung der Bevöl-

kerung vor allem im ländlichen Raum

erreichen?

Dr. Ralf-Norbert Bartelt, CDU: Die Land-

arztquote muss ggf. erweitert werden. 

Besondere Anreize, wie Niederlassungs-

prämien, Promotionsstipendien, Praktika 

in Landarztpraxen, sollten ausgeweitet 

werden. Die KV-Zulassungsbezirke müs-

sen nochmals verkleinert werden.

Kathrin Anders, Die Grünen: Die Grund-

versorgung muss für alle Menschen in 

Hessen gesichert sein. Als dafür notwen-

dig sehen wir eine bessere Kooperation 

zwischen den ambulanten und stationä-

ren Einrichtungen sowie weitere Investiti-

onsmittel für bedarfsgerechte Angebote. 

Gerade im ländlichen Raum sind die Ver-

netzung des Gesundheitswesens und gro-

ße Investitionen in digitale Infrastruktur 

besonders notwendig. Wir wollen medizi-

nische Versorgungszentren ebenso stär-

ken wie das Angebot von Gemeindepfle-

ger*innen. Genügend Medizinstudienplät-

ze und Anreize wie die Landarztquote sind 

wichtige Voraussetzungen. Mit der Land-

arztquote, die 6,5 % der Medizinstudien-

plätze in Hessen für angehende Haus-

ärzt*innen im ländlichen Raum reserviert 

und so eine mindestens zehnjährige Tätig-

keit sicherstellt, gehen wir einen großen 

Schritt in die richtige Richtung 

Dr. Daniela Sommer, SPD: Wir brauchen 

für die Zukunft einen Plan zu Versor-

gungsstrukturen (sektorenübergreifende 

Gesundheitsplanung), die sowohl den de-

mografischen Herausforderungen als 

auch den limitierten Möglichkeiten in den 

klassischen Versorgungssettings und dem 

Fachkräftemangel in der Pflege Rechnung 

tragen. Wissenschaftliche Expertisen las-

sen den Schluss zu, dass ein hoher Bedarf 

an einem sektoren-, berufsgruppenüber-

greifenden, systematischen, evidenzba-

sierten Versorgungsmix besteht. Akteure 

aus verschiedenen Sektoren müssen loka-

le sowie indikations- und populationsbe-

zogene Netzwerke zur Sicherstellung der 

gesundheitlichen Versorgung entwickeln, 

die als Intervention bzw. Adoption neuer 

sozialer Praktiken soziale Innovationen 

generieren können. 

Wir wollen die Gesundheitsversorgung 

durch ein auf die jeweilige Region abge-

stimmtes Konzept zur Gesundheitsver-

sorgung sicherzustellen. Notwendig sind 

eine vollständige Überarbeitung der Be-

AfD: Volker Richter, geboren 1964 in 

Kassel. Ab 1980 Ausbildung zum Offset-

drucker. Bis 1994 arbeitet Richter ange-

stellt als Drucker in unterschiedlichen 

Druckereien. 1994 Abschluss Industrie-

meister Druck, seit 1994 tätig als freier 

Handelsvertreter. Mitglied der AfD seit 

2013, seit 2019 Abgeordneter im Hessi-

schen Landtag, Sprecher für Arbeits-

marktpolitik, Sprecher für Integrations- 

und Migrationspolitik, Sprecher für Sozi-

alpolitik, Sprecher für Tierschutzpolitik, 

Sprecher für Gesundheitspolitik. F
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darfsbemessung, Kooperationen im Ge-

sundheitsbereich, mehr Einfluss für die 

Kommunen, Gesundheitszentren/Nah-

versorgungszentren, Einsatz von beson-

ders geschulten Pflegefachkräften sowie 

E-Health, aber auch Motivation und Qua-

lifikation der Studierenden in der Medizin, 

um sie für unterversorgte Regionen zu 

gewinnen.

Volker Richter, AfD: Die Sicherstellung 

der wohnortnahen medizinischen Versor-

gung im ländlichen Raum ist unerlässlich. 

Intelligente Lösungen im Individualver-

kehr (z. B. finanzielle Unterstützungen für 

Krankenfahrten) und Stärkung des ÖPNV, 

insbesondere in Flächenkreisen, wären 

Maßnahmen, um die Bevölkerung im länd-

lichen Raum zu unterstützen. 

Yanki Pürsün, FDP: Die Verbesserung 

der Versorgung im ländlichen Raum ist 

ein zentrales Anliegen der Freien Demo-

kraten. Wir setzen uns für eine bedarfs-

gerechte Planung und eine gezielte För-

derung von medizinischen Versorgungs-

zentren ein, um eine flächendeckende 

ambulante Versorgung sicherzustellen. 

Zudem befürworten wir den Ausbau von 

Telemedizin und die Förderung innovati-

ver Versorgungsmodelle, um auch in ent-

legenen Regionen eine hochwertige me-

dizinische Betreuung zu gewährleisten. 

Darüber hinaus setzen wir uns im Rah-

men der Krankenhausplanung für den 

Erhalt und die Spezialisierung von ausge-

wählten Krankenhäusern auch in ländli-

chen Gebieten ein, um kurze Wege und 

eine verlässliche stationäre Versorgung 

zu gewährleisten.

Petra Heimer, Die Linke: Statt in einem 

kalten Strukturwandel Krankenhäuser 

nach Finanzlage zu schließen, brauchen 

wir eine Neuaufstellung und tatsächliche 

Gesundheitsplanung. Ambulante und in-

tersektorale Gesundheitszentren müssen 

die Grundversorgung in der Fläche sichern 

und wohnortnah auch mit dem Nahver-

kehr erreichbar sein. Hier müssen wir 

nicht nur die ärztliche Versorgung garan-

tieren, sondern diese mit Pflegeangebo-

ten, therapeutischen Heilberufen, ambu-

lanter Rehabilitation und Apotheken ver-

knüpfen. Die hessischen Gesundheitskon-

ferenzen, die bisher ein Schattendasein 

führen, müssen als Planungsinstanzen ge-

stärkt und einbezogen werden, um ein 

funktionierendes gestuftes System sicher-

zustellen. Wenn dieser Prozess erfolgreich 

verlaufen soll, müssen wir zugleich die 

Weichen auf eine zunehmend sektoren-

freie Versorgung stellen. Gerade im ländli-

chen Raum ist die Trennung in ambulant 

und stationär oftmals künstlich, weil kaum 

eine Klinik ohne niedergelassene Beleg-

ärztinnen und -ärzte aufrechterhalten 

werden könnte. Zusammenarbeit zu stär-

ken statt Konkurrenz zu leben, ist der 

Schlüssel für eine stabile medizinische 

Versorgung.

5. Wie soll in Hessen die Notfallversor-

gung im Rahmen der Krankenhausre-

form aufgestellt und ausgestaltet wer-

den?

Dr. Ralf-Norbert Bartelt, CDU: Hier hat 

die KV Hessen ausgezeichnete Modelle 

entwickelt (SaN-Projekt). Die Notfall-

dienste der KV und die Notfallambulanzen 

der Kliniken müssen verzahnt werden. Das 

Modell der KV Hessen sollte idealerweise 

bundesweit flächendeckend umgesetzt 

werden.

Kathrin Anders, Die Grünen: Wir haben 

den Appell der Kassenärztlichen Vereini-

gung Hessen, die intersektorale Patien-

tensteuerung in der Notfallversorgung – 

also die notwendige Abstimmung zwi-

schen den niedergelassenen, ambulanten 

und klinischen Strukturen sowie dem Ret-

tungsdienst – voranzutreiben, sehr ernst 

genommen. Das Hessische Ministerium 

für Soziales und Integration unterstützt 

und begleitet das beispielgebende Projekt 

Sektorenübergreifende ambulante Not-

fallversorgung (SaN), das seit Anfang 

2022 in drei hessischen Landkreisen als 

Modell umgesetzt wird. 

Nicht jeder Notfall muss mit einem Kran-

kenhausaufenthalt enden. Wir sehen in 

dem hessischen Modellprojekt (SaN) gro-

ße Potenziale, die Notfallversorgung 

punktuell zu entlasten und die im SaN-

Projekt geschaffenen Strukturen flächen-

deckend in Hessen auszuweiten. 

Dr. Daniela Sommer, SPD: Im Notfall muss 

es schnell gehen – das geht nur mit klarer 

Struktur und mit der Steuerung der Pa-

tienten/-innen. Es braucht eine Stärkung 

statt Kürzung des Ärztlichen Bereit-

schaftsdienstes (ÄBD). Modellprojekte 

wie der gemeinsame Tresen für ÄBD und 

das Krankenhaus Frankfurt/Höchst sowie 

das SaN-Projekt werden wir landesweit 

etablieren. Landeseinheitliche Regelun-

gen der Befugnisse im Rettungsdienst 

werden wir prüfen.

Volker Richter, AfD: Die Coronazeit hat 

die besondere Rolle der ambulanten Be-

handlung bei der Versorgung der Patien-

ten auch in Krisenzeiten bestätigt. Der 

Hausarzt hat dabei die zentrale Verant-

wortung. Deshalb sollen die Möglichkei-

ten erweitert und die Vergütung von me-

dizinisch ambulanten Behandlungen 

adäquat angepasst werden, um die Kran-

kenhäuser auch außerhalb von Krisenzei-

ten zu entlasten. Leistungsprämien, In-

flationsausgleich, Neupatientenrege-

lung, Diseasemanagementprogramme 

sollen verbessert werden und erhalten 

bleiben. 

FDP: Yanki Pürsün ist 1972 in Frank-

furt am Main geboren und gelernter 

Luftverkehrskaufmann. Seit 2019 ist er 

hessischer Landtagsabgeordneter für die 

FDP und seit 2021 Fraktionsvorsitzender 

der FDP-Fraktion im Frankfurter Rat-

haus. Er ist Sprecher für Soziales, Ge-

sundheit und Integration. Pürsün ist Mit-

glied im Expertenpool des Zentrums für 

Internationale Friedenseinsätze und Mit-

glied der Integrationskonferenz. Er wur-

de unter anderem mit dem Ehrenbrief 

Hessens ausgezeichnet.F
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Yanki Pürsün, FDP: Um die Notfallversor-

gung in Hessen zu verbessern, ist eine Re-

gionalisierung erforderlich, die eine sorg-

fältige Analyse der regionalen Gegeben-

heiten beinhaltet. Dabei sollten die spezifi-

schen Bedürfnisse und Anforderungen der 

einzelnen Regionen berücksichtigt wer-

den, um entsprechende Strukturen zu 

schaffen oder zu fördern. Eine enge Zu-

sammenarbeit mit niedergelassenen Ärz-

ten und anderen Gesundheitseinrichtun-

gen vor Ort ist von entscheidender Bedeu-

tung, um die regionale Gesundheitsversor-

gung zu stärken. Zudem ist eine Vernet-

zung und Kooperation verschiedener Ak-

teure im Gesundheitswesen unerlässlich. 

Eine effektive Notfallversorgung erfordert 

eine enge Zusammenarbeit zwischen 

Krankenhäusern, Rettungsdiensten, nie-

dergelassenen Ärzten und anderen betei-

ligten Parteien. Durch den Aufbau von re-

gionalen Netzwerken und Kooperationen 

können Ressourcen besser genutzt und ei-

ne koordinierte Versorgung gewährleistet 

werden. Um eine hohe Qualität in der Not-

fallversorgung sicherzustellen, sollten kla-

re Qualitätsstandards definiert und regel-

mäßig überprüft werden. Dies beinhaltet 

sowohl die fachliche Kompetenz der Be-

handlungsteams als auch die Ausstattung 

der Einrichtungen mit moderner Medizin-

technik. Der Einsatz von telemedizini-

schen Lösungen kann eine sinnvolle Ergän-

zung zur Notfallversorgung sein, insbe-

sondere in ländlichen Regionen oder bei 

Engpässen in der ärztlichen Besetzung. 

Durch telemedizinische Anwendungen 

können Fachärzte schnell und unkompli-

ziert in die Diagnose und Behandlung ein-

gebunden werden, wodurch eine umfas-

sendere Versorgung gewährleistet werden 

kann. Eine qualitativ hochwertige Notfall-

versorgung erfordert gut ausgebildetes 

medizinisches Fachpersonal. Daher sollte 

die Aus- und Weiterbildung von Ärzten, 

Pflegekräften und Rettungsdienstpersonal 

verstärkt gefördert werden, um den zu-

künftigen Bedarf an qualifizierten Fach-

kräften zu decken und eine optimale Ver-

sorgung zu gewährleisten.

Petra Heimer, Die Linke: Die gesetzlich 

festgelegten Rettungszeiten dürfen nicht 

nur in der Theorie, sondern müssen auch 

in der Praxis mit Leben erfüllt werden. Zu-

gleich wissen wir, dass insbesondere die 

personellen Ressourcen auch im Ret-

tungsdienst knappe Güter sind. Hier 

könnten tatsächliche digitale Anwendun-

gen, die den Notarzt bei minderschweren 

Fällen nicht ausrücken lassen, helfen. 

Auch ist es sinnvoll, dass Rettungsdienste 

zur Entlastung von Notaufnahmen und 

zur schnellstmöglichen Versorgung von 

Patientinnen und Patienten diese auch in 

kooperierende Praxen fahren dürfen. Ent-

sprechende Modellprojekte müssen des-

wegen jetzt zügig verallgemeinert und 

flächendeckend ausgerollt werden.

6. Wird sich Ihre Partei in der kommen-

den Legislaturperiode für die von der

Landesärztekammer Hessen geforder-

te Einrichtung eines Lehrstuhls für Pal-

liativmedizin in Hessen einsetzen?

Dr. Ralf-Norbert Bartelt, CDU: Das ist zu 

befürworten und muss im Hochschulpakt 

geregelt werden.

Kathrin Anders, 

Die Grünen: Die 

palliativmedizini-

sche Versorgung 

werden wir ausbau-

en, insbesondere 

im ambulanten Be-

reich. Neben den 

hauptamtlichen 

Kräften haben wir 

dabei auch die vie-

len ehrenamtlich 

Engagierten im

Blick, die einen 

wichtigen Beitrag 

leisten, die Men-

schen in dieser 

Phase zu begleiten. 

Das Zusammenwir-

ken von Hauptamt 

und Ehrenamt in 

diesem Bereich

wollen wir stärken. 

Auch der Einrich-

tung eines Lehr-

stuhls für Palliativ-

medizin stehen wir 

positiv gegenüber.

Dr. Daniela Som-

mer, SPD: Die Ein-

richtung eines sol-

chen Lehrstuhles befürworten wir sehr. 

Wir leben in einer älter werdenden Gesell-

schaft und Palliativmedizin wird immer 

wichtiger als Bestandteil der medizini-

schen Versorgung.

Volker Richter, AfD: „Der Umgang mit 

Sterbenden ist eine Herausforderung – 

medizinisch und zwischenmenschlich 

(...)“, heißt es in der Resolution der Lan-

desärztekammer Hessen. Dieser Aussage 

schließt sich die AfD in Hessen an. Die Ein-

richtung eines Lehrstuhles für Palliativme-

dizin an einer der drei medizinischen Fa-

kultäten in Hessen ist eine wünschenswer-

te Option. 

Yanki Pürsün, FDP: Wir Freien Demokra-

ten setzen uns für eine moderne und pa-

tientenorientierte Gesundheitspolitik ein. 

Dazu gehört auch die Stärkung der Pallia-

tivmedizin. Wir sind der festen Überzeu-

gung, dass die Palliativmedizin eine zen-
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trale Komponente der Gesundheitsversor-

gung ist. Daher werden wir uns in der 

kommenden Legislaturperiode für eine 

umfassende Verbesserung der Palliativ-

versorgung in Hessen einsetzen. Wir wer-

den uns dafür einsetzen, dass die Einrich-

tung eines Lehrstuhls für Palliativmedizin 

in Hessen geprüft und bei positiver Be-

wertung unterstützt wird, um die best-

mögliche Versorgung schwerkranker 

Menschen sicherzustellen.

Petra Heimer, Die Linke: Die Palliativme-

dizin ist eine emotional besonders an-

spruchsvolle und gesellschaftlich bedeu-

tende Fachrichtung, die mehr Aufmerk-

samkeit verdient. Deshalb kann Die Linke 

diesen Vorschlag der Landesärztekammer 

Hessen nachvollziehen und unterstützt 

ihn.

7. Hessische Ärztinnen und Ärzte tragen

in nicht unerheblichem Maße zu den

Steuereinnahmen von Bund und Län-

dern bei. Daher stößt die Entschei-

dung, dass berentete Ärztinnen und

Ärzte keine Energiepauschale des Bun-

des erhalten sollen, auf Unverständnis.

Werden Sie sich für die Forderung der

Ärzteschaft, die Energiepauschale

auch an Rentnerinnen und Rentner des 

Versorgungswerkes der Landesärzte-

kammer Hessen zu zahlen, einsetzen?

Dr. Ralf-Norbert Bartelt, CDU: Das formu-

lierte Anliegen ist berechtigt.

Kathrin Anders, Die Grünen: Wir können 

das Ungerechtigkeitsempfinden der Be-

troffenen nachempfinden. Da es sich um 

eine Energiepauschale des Bundes handelt 

hat das Land Hessen keinen direkten Ein-

fluss darauf, wer die Pauschale erhält. Für 

die Ruhestandbeamten des Landes Hes-

sen, die ebenfalls zunächst von einem 

Ausschluss betroffen waren, gewährt das 

Land aus eigenen Mitteln eine entspre-

chende Pauschale. Es ist allerdings nicht 

die Aufgabe eines Landes, Lücken von 

Bundesprogrammen zu schließen. Wir 

werden uns aber weiterhin dafür einset-

zen, dass Programme von Bund und Land 

gut durchdacht sind und alle Zielgruppen 

im Blick haben.

Dr. Daniela Sommer, SPD: Dies liegt nicht 

in der Entscheidung der Länder. Gern wer-

den wir aber diesen Vorschlag an die Bun-

destagsfraktion weitergeben. 

Volker Richter, AfD: Energiepauschalen 

verfestigen die Ideologie einer fehlgeleite-

ten Politik der Bundesregierung. Der 

Staat ist verpflichtet, seinen Bürgern 

Energie in benötigter Menge und zu be-

zahlbaren Preisen zur Verfügung zu stel-

len. Pauschalen wären somit maximal zur 

Überbrückung finanzieller Engpässe mög-

lich, wenn die Energiepolitik auf Bundes-

ebene einen zeitlich beschränkten Rah-

men benötigt, um sich zu verändern. Die 

Verantwortung für diese fehlgeleitete Po-

litik trägt am Ende der Bürger in der Wahl-

kabine. 

Yanki Pürsün, FDP: Als Freie Demokraten 

setzen wir uns für faire Bedingungen und 

eine angemessene Unterstützung von 

Rentnerinnen und Rentnern ein, insbeson-

dere wenn es um Leistungen geht, die ihre 

finanzielle Situation verbessern können. 

Die Entscheidung, Rentnerinnen und 

Rentnern des Versorgungswerkes der 

Landesärztekammer Hessen die Energie-

pauschale des Bundes vorzuenthalten, ist 

in der Tat ein Thema, das Unverständnis 

hervorruft. Die Forderung der Ärzte-

schaft, die Energiepauschale auch an diese 

Gruppe zu zahlen, ist daher nachvollzieh-

bar und verdient eine sorgfältige Prüfung. 

Es ist wichtig, die Beiträge und das Enga-

gement der Ärzteschaft auch im Ruhe-

stand anzuerkennen und ihnen die gleiche 

Behandlung wie anderen Rentnerinnen 

und Rentnern zu gewähren.

Petra Heimer, Die Linke: Nach Auffassung 

der Linken war das gesamte System der 

Energiepauschalen fehlerhaft und hat 

zahlreiche neue Ungerechtigkeiten er-

zeugt. Stattdessen braucht es ein bezahl-

bares Grundkontingent an Strom-, Gas- 

und Heizenergie, gesetzlich garantiert für 

alle Haushalte und zur Sicherung des Ba-

sisverbrauchs. Gleichzeitig müssen und 

können hohe Verbräuche dann teurer 

sein, um sozial gerecht und ökologisch 

sinnvoll Einsparanreize zu erreichen. Zu-

dem muss endlich die staatliche Preisauf-

sicht für Energiekosten wiedereingeführt 

werden, um Mitnahmeeffekte bei den 

Energiekonzernen und illegale Preisab-

sprachen zu unterbinden.

Die Fragen stellte 

Katja Möhrle.
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Die Linke: Petra Heimer ist Jahrgang 

1962 und von Beruf Erzieherin. Sie hat 

mehr als zwölf Jahre in Kindertagesein-

richtungen gearbeitet, über den zweiten 

Bildungsweg Abitur nachgeholt und da-

nach Diplom-Psychologie und Mediation 

(MM) studiert. Mehr als 15 Jahre war

Heimer in der Beratung für Arbeitsplatz-

konflikt- und Mobbingbetroffene tätig. 

Seit 1. September 2022 ist sie Landtags-

abgeordnete der Linksfraktion im hessi-

schen Landtag und dort für Gesundheit 

und Soziales zuständig.F
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Der interessante Fall – Kasuistiken erwünscht!

Haben Sie einen interessanten Fall, den 

Sie gerne im Hessischen Ärzteblatt

vorstellen würden?

Die Redaktion freut sich über 

Zusendungen per E-Mail an: 

 haebl@laekh.de




